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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Einführung einer Altersgrenze für die Verbeamtung von Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrern  
 
 
 
A Problem 
 
Derzeit fehlt es an einer rechtlichen Grundlage für eine Altersgrenze für die Verbeamtung 
von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern. Insbesondere gelten die Regelungen über 
die Laufbahnen in § 5 Absatz 1 Landesbeamtengesetz (LBG) und in der Laufbahnverord-
nung (LVO) für diese Personengruppe gemäß § 124 Absatz 1 Satz 1 LBG nicht. Auch § 7 
Absatz 4 Hochschulwirtschaftsführungsverordnung (HWFVO) stellt keine Altersgrenze dar, 
sondern regelt lediglich einen Teilaspekt der fiskalischen Beziehungen zwischen Hochschu-
len und Land und darf im Rahmen der Ermessensentscheidung der Hochschulen über eine 
Verbeamtung einer Bewerberin oder eines Bewerbers keine Berücksichtigung finden (Urteil 
des OVG für das Land Nordrhein-Westfalen vom 22. Januar 2013, Az. 6 A 1171/11). 
Dies führt im Ergebnis derzeit durchweg zu einer Verpflichtung der Hochschulen, alle ge-
sundheitlich geeigneten Bewerberinnen und Bewerber unabhängig von ihrem Alter in ein 
Beamtenverhältnis zu übernehmen, mit der Folge erheblicher Mehrkosten für die Hochschu-
len. 
 
 
B Lösung  
 
Einführung einer Verordnungsermächtigung im Hochschul- und Kunsthochschulgesetz zur 
Festlegung einer Altersgrenze für die Verbeamtung von Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern durch das Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
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D Kosten 
 
Keine. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine.  
 
 
H Befristung von Vorschriften 
 
Der Gesetzentwurf zielt auf die Änderung des Hochschulgesetzes und des Kunsthochschul-
gesetzes, die ihrerseits bereits befristet sind. Eine Befristung des Änderungsgesetzes ist 
nicht notwendig. 
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Gesetzentwurf der Landesregierung   Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  
 

Gesetz zur Einführung einer  
Altersgrenze für die Verbeamtung  

von Hochschullehrerinnen und  
Hochschullehrern 

 

  

Artikel 1 
 

Dem § 39 des Hochschulgesetzes vom 
31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), wird 
folgender Absatz 7 angefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

Gesetz über die Hochschulen des  
Landes Nordrhein-Westfalen  

(Hochschulgesetz – HG) 
 

§ 39 
Dienstrechtliche Stellung der Hochschul-

lehrerinnen und Hochschullehrer 
 
(1) Professorinnen und Professoren kön-
nen, Professorinnen und Professoren, die 
auch in der Krankenversorgung tätig sind, 
sollen in einem privatrechtlichen Dienstver-
hältnis beschäftigt werden. In diesem Falle 
gelten § 122 Abs. 2, § 123 Abs. 2 und 3, 
§ 124 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 und Abs. 2 und 3 
sowie § 126 Landesbeamtengesetz und die 
Vorschriften über den Sonderurlaub ent-
sprechend. 
 
(2) Die Hochschule kann übergangsweise 
bis zur Besetzung der Stelle für eine Pro-
fessorin oder einen Professor eine Vertrete-
rin oder einen Vertreter, die oder der die 
Einstellungsvoraussetzungen einer Profes-
sorin oder eines Professors nach § 36 er-
füllt, mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
aus der Stelle beauftragen. Die Professur-
vertretung ist ein öffentlich-rechtliches 
Rechtsverhältnis eigener Art; sie begründet 
kein Dienstverhältnis. 
 
(3) Professorinnen und Professoren können 
im Zusammenhang mit dem Hauptamt ste-
hende Lehrtätigkeiten im Bereich der Wei-
terbildung als Tätigkeit im Nebenamt über-
tragen werden, wenn die entsprechende 
Lehrtätigkeit der Professorin oder des Pro-
fessors nicht auf ihre oder seine Lehrver-
pflichtung angerechnet wird. Die Hochschu-
len setzen die Höhe der Vergütung für 
Lehraufgaben nach Satz 1 im Rahmen der 
erzielten Einnahmen aus Gebühren und 
privatrechtlichen Entgelten fest. 
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(4) Wird eine Professorin oder ein Professor 
zur Ärztlichen Direktorin oder zum Ärztli-
chen Direktor eines Universitätsklinikums 
bestellt, so ist sie oder er mit dem Tage der 
Aufnahme der Tätigkeit als Ärztliche Direk-
torin oder Ärztlicher Direktor aus dem Amt 
als Professorin oder Professor beurlaubt. 
Die Mitgliedschaftsrechte mit Ausnahme 
des Wahlrechts bestehen fort. Die Berechti-
gung zur Forschung und Lehre bleibt unbe-
rührt. 
 
(5) Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren werden für die Dauer von drei Jahren 
zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit er-
nannt. Das Beamtenverhältnis der Junior-
professorin oder des Juniorprofessors soll 
mit ihrer oder seiner Zustimmung im Laufe 
des dritten Jahres um weitere drei Jahre 
verlängert werden, wenn sie oder er sich als 
Hochschullehrerin oder Hochschullehrer 
bewährt hat; anderenfalls kann das Beam-
tenverhältnis mit Zustimmung der Juniorpro-
fessorin oder des Juniorprofessors um bis 
zu ein Jahr verlängert werden. Im Laufe des 
sechsten Jahres kann das Beamtenverhält-
nis der Juniorprofessorin oder des Junior-
professors mit ihrer oder seiner Zustimmung 
um ein Jahr verlängert werden, wenn sie 
oder er sich als Hochschullehrerin oder als 
Hochschullehrer bewährt hat. Juniorprofes-
sorinnen und Juniorprofessoren können 
auch in einem privatrechtlichen Dienstver-
hältnis beschäftigt werden. In diesem Falle 
gelten Sätze 1 bis 3 sowie § 122 Abs. 2, 
§ 125 Abs. 1 Sätze 2 und 3 und Abs. 2, § 
126 Landesbeamtengesetz und die Vor-
schriften über den Sonderurlaub entspre-
chend. 
 
(6) Personen mit der Qualifikation einer Pro-
fessorin oder eines Professors nach § 36 
können nebenberuflich als Professorinnen 
oder Professoren in einem privatrechtlichen 
Beschäftigungsverhältnis eingestellt wer-
den. Auf sie finden die für die Einstellung, 
die Dienstaufgaben und die sonstigen für 
hauptberufliche Professorinnen und Profes-
soren geltenden Regelungen Anwendung. 
Eine Nebenberuflichkeit liegt nur vor, wenn 
der Professorin oder dem Professor weniger 
als die Hälfte der regelmäßigen Dienstauf-
gaben einer vollbeschäftigten Professorin 
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"(7) Das Ministerium wird ermächtigt im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
und dem Ministerium für Inneres und Kom-
munales durch Rechtsverordnung Regelun-
gen hinsichtlich einer Altersgrenze für die 
Einstellung oder Übernahme von Hoch-
schullehrerinnen oder Hochschullehrern in 
ein Beamtenverhältnis zu treffen." 

 

oder eines vollbeschäftigten Professors 
übertragen wird. Die Einstellung ist nicht 
zulässig, wenn die Professorin oder der 
Professor bereits hauptberuflich an einer 
Hochschule tätig ist. Die für die Teilzeitbe-
schäftigung allgemein geltenden Vorschrif-
ten bleiben unberührt. 
 

Artikel 2 
 
Dem § 32 des Kunsthochschulgesetzes 
vom 13. März 2008 (GV. NRW. S. 195), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 18. Dezember 2012 (GV. NRW. S. 
672), wird folgender Absatz 6 angefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Gesetz über die Kunsthochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen  

(Kunsthochschulgesetz – KunstHG –) 
 

§ 32 
Dienstrechtliche Stellung der  

Hochschulehrerinnen und  
Hochschullehrer 

 
(1) Professorinnen und Professoren können 
in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis 
beschäftigt werden. In diesem Falle gelten § 
122 Abs. 2, § 123 Abs. 2 und 3, § 124 Abs. 
1 Sätze 1 bis 3 und Abs. 2 und 3 sowie § 
126 Landesbeamtengesetz und die Vor-
schriften über den Sonderurlaub entspre-
chend. Für Professorinnen und Professoren 
an Kunsthochschulen können im Dienstver-
trag besondere Regelungen über die An-
wendung der allgemeinen Vorschriften über 
Nebentätigkeit und Sonderurlaub getroffen 
werden. 
 
(2) Die Kunsthochschule kann übergangs-
weise bis zur Besetzung der Stelle für eine 
Professorin oder einen Professor eine Ver-
treterin oder einen Vertreter, die oder der 
die Einstellungsvoraussetzungen nach § 29 
erfüllt, mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
aus der Stelle beauftragen. Die Professur-
vertretung ist ein öffentlich-rechtliches 
Rechtsverhältnis eigener Art; sie begründet 
kein Dienstverhältnis. 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=1
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(3) Professorinnen und Professoren können 
im Zusammenhang mit dem Hauptamt ste-
hende Lehrtätigkeiten im Bereich der Wei-
terbildung als Tätigkeit im Nebenamt über-
tragen werden, wenn die entsprechende 
Lehrtätigkeit der Professorin oder des Pro-
fessors nicht auf ihre oder seine Lehrver-
pflichtung angerechnet wird. Die Kunst-
hochschulen setzen die Höhe der Vergü-
tung für Lehraufgaben nach Satz 1 im 
Rahmen der erzielten Einnahmen aus Ge-
bühren und privatrechtlichen Entgelten fest. 
 
(4) Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren werden für die Dauer von drei Jahren 
zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit er-
nannt. Das Beamtenverhältnis der Junior-
professorin oder des Juniorprofessors soll 
mit ihrer oder seiner Zustimmung im Laufe 
des dritten Jahres um weitere drei Jahre 
verlängert werden, wenn sie oder er sich als 
Hochschullehrerin oder Hochschullehrer 
bewährt hat; anderenfalls kann das Beam-
tenverhältnis mit Zustimmung der Juniorpro-
fessorin oder des Juniorprofessors um bis 
zu einem Jahr verlängert werden. Im Laufe 
des sechsten Jahres kann das Beamten-
verhältnis der Juniorprofessorin oder des 
Juniorprofessors mit ihrer oder seiner Zu-
stimmung um ein Jahr verlängert werden, 
wenn sie oder er sich als Hochschullehrerin 
oder als Hochschullehrer bewährt hat. Juni-
orprofessorinnen und Juniorprofessoren 
können auch in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis beschäftigt werden. In die-
sem Falle gelten Sätze 1 bis 3 sowie § 122 
Abs. 2, § 125 Abs. 1 Sätze 2 und 3 und 
Abs. 2, § 126 Landesbeamtengesetz und 
die Vorschriften über den Sonderurlaub 
entsprechend. 
 
(5) Personen mit der Qualifikation zur Pro-
fessur nach § 29 können nebenberuflich als 
Professorinnen oder Professoren in einem 
privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis 
eingestellt werden. Auf sie finden die für die 
Einstellung, die Dienstaufgaben und die 
sonstigen für hauptberufliche Professorin-
nen und Professoren geltenden Regelungen 
Anwendung. Eine Nebenberuflichkeit liegt 
nur vor, wenn der Professorin oder dem 
Professor weniger als die Hälfte der regel-
mäßigen Dienstaufgaben einer vollbeschäf-
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"(6) Das Ministerium wird ermächtigt im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
und dem Ministerium für Inneres und Kom-
munales durch Rechtsverordnung Regelun-
gen hinsichtlich einer Altersgrenze für die 
Einstellung oder Übernahme von Hoch-
schullehrerinnen oder Hochschullehrern in 
ein Beamtenverhältnis zu treffen." 

 

tigten Professorin oder eines vollbeschäftig-
ten Professors übertragen wird. Die Einstel-
lung ist nicht zulässig, wenn die Professorin 
oder der Professor bereits hauptberuflich an 
einer Hochschule tätig ist. Die für die Teil-
zeitbeschäftigung allgemein geltenden Vor-
schriften bleiben unberührt. 
 

Artikel 3 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
Zu Artikel 1 
 
Der Änderungsbefehl bewirkt die Einfügung eines neuen Absatzes in § 39 Hochschulgesetz.  
Damit wird das Ministerium für Innovation, Wissenschaft und Forschung ermächtigt, Rege-
lungen hinsichtlich einer Altersgrenze für die Einstellung oder Übernahme von Hochschulleh-
rerinnen oder Hochschullehrern in ein Beamtenverhältnis mittels Rechtsverordnung zu tref-
fen. 
Mit dieser Gesetzesänderung entsteht ein gesetzessystematischer Gleichklang mit den Vor-
schriften für andere Beamtinnen und Beamte im Land: Die Altersgrenzen für die Einstellung 
oder Übernahme von Laufbahnbeamtinnen und -beamten sind aufgrund einer Ermächtigung 
in § 5 Absatz 1 Landesbeamtengesetz in der Laufbahnverordnung geregelt.  
Eine Verordnungsermächtigung zur Regelung einer Altersgrenze ist zulässig. Das Bundes-
verwaltungsgericht hat mit Urteil vom 23. Februar 2012 (Az. 2 C 76/10) zur nordrhein-
westfälischen Laufbahnverordnung entschieden, dass der Gesetzgeber die Festlegung einer 
Höchstaltersgrenze dem Verordnungsgeber übertragen kann. Dem Vorbehalt des Gesetzes 
genüge eine gesetzliche Ermächtigung, die dem Verordnungsgeber die Befugnis zur Rege-
lung über Höchstaltersgrenzen übertrage. Es obliege dem Verordnungsgeber, die Gewähr-
leistung des leistungsbezogenen Zugangs zum Beamtenverhältnis in einen angemessenen 
Ausgleich mit dem Interesse des Dienstherrn an einer möglichst langen Lebensdienstzeit zu 
bringen. 
Darüber hinaus verstößt eine beamtenrechtliche Altersgrenze auch nicht gegen die EU-
Richtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens 
für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, welche durch das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in nationales Recht umgesetzt wurde. Insofern 
führt das Bundesverwaltungsgericht in oben genanntem Urteil aus, dass eine Ungleichbe-
handlung wegen Alters nach § 10 AGG zulässig sei, wenn sie objektiv, angemessen und 
durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt sei. Das Interesse des Dienstherrn an einem ausgewo-
genen Verhältnis von Lebensdienstzeit und Ruhestandszeit der Beamtinnen und Beamten 
stelle ein solches legitimes Ziel dar. Eine Höchstaltersgrenze für den Zugang zum Beamten-
verhältnis stelle dem Grunde nach ein geeignetes und erforderliches Mittel dar, um eine an-
gemessene, die Versorgung rechtfertigende Lebensdienstzeit sicherzustellen. 
 
Zu Artikel 2 
 
Der Änderungsbefehl bewirkt die Einfügung eines neuen Absatzes in § 32 Kunsthochschul-
gesetz.  
Im Übrigen vgl. Begründung zu Artikel 1. 
 
Zu Artikel 3 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
 


